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Resolution der Generalversammlung 

[auf Grund des Berichts des Dritten Ausschusses (A/61/438)] 

  61/143. Verstärkung der Bemühungen zur Beseitigung aller Formen 
der Gewalt gegen Frauen 

 Die Generalversammlung, 

 erneut erklärend, dass alle Staaten verpflichtet sind, alle Menschenrechte und Grund-
freiheiten zu fördern und zu schützen, sowie bekräftigend, dass die Diskriminierung auf 
Grund des Geschlechts gegen die Charta der Vereinten Nationen, das Übereinkommen zur 
Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau1 und andere internationale Rechtsak-
te auf dem Gebiet der Menschenrechte verstößt und dass ihre Beseitigung ein fester Be-
standteil der Bemühungen zur Beseitigung aller Formen der Gewalt gegen Frauen ist,  

 in Bekräftigung der Erklärung über die Beseitigung der Gewalt gegen Frauen2, der 
Erklärung und der Aktionsplattform von Beijing3, der Ergebnisse der dreiundzwanzigsten 
Sondertagung der Generalversammlung „Frauen 2000: Gleichstellung, Entwicklung und 
Frieden für das 21. Jahrhundert“4 und der auf der neunundvierzigsten Tagung der Kommis-
sion für die Rechtsstellung der Frau verabschiedeten Erklärung5, 

 sowie in Bekräftigung der auf der Weltkonferenz über Menschenrechte, der Interna-
tionalen Konferenz über Bevölkerung und Entwicklung, dem Weltgipfel für soziale Ent-
wicklung und der Weltkonferenz gegen Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeind-
lichkeit und damit zusammenhängende Intoleranz sowie in der Millenniums-Erklärung der 
Vereinten Nationen6 und auf dem Weltgipfel 2005 eingegangenen internationalen Verpflich-

_______________ 
1 United Nations, Treaty Series, Vol. 1249, Nr. 20378. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1985 II S. 647; 
LGBl. 1996 Nr. 164; öBGBl. Nr. 443/1982; AS 1999 1579. 
2 Siehe Resolution 48/104.  
3 Report of the Fourth World Conference on Women, Beijing, 4–15 September 1995 (United Nations publi-
cation, Sales No. E.96.IV.13), Kap. I, Resolution 1, Anlagen I und II. In Deutsch verfügbar unter 
http://www.un.org/Depts/german/conf/beijing/beij_bericht.html. 
4 Resolution S-23/2, Anlage, und Resolution S-23/3, Anlage.  
5 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2005, Supplement No. 7 und Korrigendum 
(E/2005/27 und Corr.1), Kap. I, Abschn. A; siehe auch Beschluss 2005/232 des Wirtschafts- und Sozialrats. 
In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/wiso/e-dec-2005-232.pdf. 
6 Siehe Resolution 55/2. 
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tungen auf dem Gebiet der sozialen Entwicklung, zur Gleichstellung der Geschlechter und 
zur Förderung der Frau, 

 unter Hinweis auf alle ihre früheren Resolutionen über die Beseitigung der Gewalt 
gegen Frauen und über die eingehende Studie über alle Formen der Gewalt gegen Frauen 
sowie auf die Resolution 1325 (2000) des Sicherheitsrats vom 31. Oktober 2000 über Frau-
en und Frieden und Sicherheit, 

 sowie unter Hinweis auf die Resolution 2005/41 der Menschenrechtskommission vom 
19. April 2005 über die Beseitigung der Gewalt gegen Frauen7, 

 ferner unter Hinweis auf die Aufnahme geschlechtsspezifischer Verbrechen und sexu-
eller Gewaltverbrechen in das Römische Statut des Internationalen Strafgerichtshofs8, 

 in der Erkenntnis, dass Gewalt gegen Frauen in historisch bedingten ungleichen 
Machtverhältnissen zwischen Männern und Frauen wurzelt und dass alle Formen der Ge-
walt gegen Frauen ihre Menschenrechte und Grundfreiheiten ernsthaft verletzen, ihren Ge-
nuss aller dieser Rechte beeinträchtigen oder unmöglich machen und Frauen in erheblichem 
Maße an der Entfaltung ihrer Fähigkeiten hindern, 

 sowie in der Erkenntnis, dass Frauen auf Grund von Armut, mangelnder Machtaus-
stattung und ihrer Marginalisierung, die auf ihren Ausschluss von sozialpolitischen Maß-
nahmen und den Vorteilen der nachhaltigen Entwicklung zurückzuführen ist, einem erhöh-
ten Gewaltrisiko ausgesetzt sind, 

 ferner in der Erkenntnis, dass Gewalt gegen Frauen ein Hemmnis für die soziale und 
wirtschaftliche Entwicklung der Gemeinwesen und Staaten sowie die Erreichung der inter-
national vereinbarten Entwicklungsziele, einschließlich der Millenniums-Entwicklungszie-
le, darstellt, 

 in Anbetracht der ernsten unmittelbaren und langfristigen Konsequenzen für die Ge-
sundheit, einschließlich der sexuellen und reproduktiven Gesundheit, der erhöhten Anfällig-
keit für HIV/Aids und der nachteiligen Auswirkungen auf die psychologische, soziale und 
wirtschaftliche Entwicklung, die Gewalt gegen Frauen für Einzelne, Familien, Gemeinwe-
sen und Staaten nach sich ziehen kann, 

 tief besorgt darüber, dass Gewalt gegen Frauen und Mädchen in allen ihren Arten und 
Erscheinungsformen weltweit verbreitet ist, und erneut erklärend, dass die Anstrengungen 
zur Verhütung und Beseitigung aller Formen der Gewalt gegen Frauen und Mädchen auf der 
ganzen Welt verstärkt werden müssen, 

 Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekretärs über die eingehende Studie 
über alle Formen der Gewalt gegen Frauen9 und nach interessierter Prüfung der darin ent-
haltenen Empfehlungen,  

 1. stellt fest, dass Gewalt gegen Frauen und Mädchen in jedem Land der Welt als 
eine weit verbreitete Verletzung der Menschenrechte und als großes Hindernis für die Ver-
wirklichung der Gleichstellung der Geschlechter, der Entwicklung und des Friedens fortbe-
steht; 

_______________ 
7 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2005, Supplement No. 3 und Korrigendum 
(E/2005/23 und Corr.1), Kap. II, Abschn. A. 
8 United Nations, Treaty Series, Vol. 2187, Nr. 38544. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 2000 II S. 1394; 
LGBl. 2002 Nr. 90; öBGBl. III Nr. 180/2002; AS 2002 3743. 
9 A/61/122 und Add.1 und Add.1/Corr.1. 
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 2. begrüßt die auf lokaler, nationaler, regionaler und internationaler Ebene gelei-
steten Anstrengungen und wichtigen Beiträge zur Beseitigung aller Formen der Gewalt ge-
gen Frauen und nimmt mit Anerkennung Kenntnis von der Tätigkeit des Ausschusses für die 
Beseitigung der Diskriminierung der Frau und der Sonderberichterstatterin über Gewalt ge-
gen Frauen, deren Ursachen und deren Folgen; 

 3. betont, dass der Begriff „Gewalt gegen Frauen“ jede Handlung geschlechtsbe-
zogener Gewalt bezeichnet, die der Frau körperlichen, sexuellen oder psychischen Schaden 
oder Leid zufügt oder zufügen kann, einschließlich der Androhung derartiger Handlungen, 
der Nötigung oder der willkürlichen Freiheitsberaubung in der Öffentlichkeit oder im Pri-
vatleben; 

 4. verurteilt mit Nachdruck alle Gewalthandlungen gegen Frauen und Mädchen, 
gleichviel ob diese Handlungen durch den Staat, durch Privatpersonen oder durch nicht-
staatliche Akteure begangen werden, fordert die Beseitigung aller Formen geschlechtsbezo-
gener Gewalt in der Familie, in der Gemeinschaft und dort, wo sie vom Staat begangen oder 
geduldet werden, und betont, dass alle Formen der Gewalt gegen Frauen und Mädchen als 
nach dem Gesetz strafbare Handlungen behandelt werden müssen; 

 5. betont, wie wichtig es ist, dass die Staaten Gewalt gegen Frauen nachdrücklich 
verurteilen und darauf verzichten, Brauch, Tradition oder religiöse Beweggründe geltend zu 
machen, um sich den ihnen nach der Erklärung über die Beseitigung der Gewalt gegen 
Frauen2 obliegenden Verpflichtungen im Hinblick auf die Beseitigung dieser Gewalt zu ent-
ziehen; 

 6. betont außerdem, dass die Umsetzung der internationalen Standards und Nor-
men zur Beseitigung der Ungleichheit zwischen Männern und Frauen und insbesondere der 
Gewalt gegen Frauen nach wie vor auf Probleme und Hindernisse stößt, und verpflichtet 
sich, verstärkte Maßnahmen zu ihrer vollen und beschleunigten Umsetzung zu ergreifen; 

 7. betont ferner, dass die Staaten verpflichtet sind, alle Menschenrechte und 
Grundfreiheiten von Frauen und Mädchen zu fördern und zu schützen, und die nötige Sorg-
falt walten lassen müssen, um Gewalt gegen Frauen und Mädchen zu verhüten und zu un-
tersuchen, die Täter zu bestrafen und die Opfer zu schützen, und dass die Nichteinhaltung 
dieser Verpflichtung die Menschenrechte und Grundfreiheiten von Frauen und Mädchen 
verletzt und ihren Genuss dieser Rechte beeinträchtigt oder unmöglich macht; 

 8. fordert die Staaten nachdrücklich auf, mittels eines systematischeren, umfas-
senden, multisektoralen und nachhaltigen Ansatzes, der durch starke institutionelle Mecha-
nismen und eine solide Finanzierung ausreichend unterstützt und erleichtert wird, im Rah-
men nationaler Aktionspläne, einschließlich solcher, die durch internationale Zusammenar-
beit unterstützt werden, und gegebenenfalls nationaler Entwicklungspläne, einschließlich 
Armutsbekämpfungsstrategien und programmgestützter und sektorweiter Ansätze, auf die 
Beseitigung aller Formen der Gewalt gegen Frauen hinzuwirken und zu diesem Zweck  

 a) dafür zu sorgen, dass alle Menschenrechte und Grundfreiheiten geachtet und ge-
schützt werden;  

 b) die Ratifikation aller Menschenrechtsverträge, in allererster Linie des Überein-
kommens über die Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau1 und des dazuge-
hörigen Fakultativprotokolls10, beziehungsweise den Beitritt dazu zu erwägen, den Umfang 
der Vorbehalte, die sie einlegen, zu begrenzen und diese Vorbehalte im Hinblick auf ihre 

_______________ 
10 United Nations, Treaty Series, Vol. 2131, Nr. 20378. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 2001 II S. 1237; 
LGBl. 2002 Nr. 17; öBGBl. III Nr. 206/2000. 



A/RES/61/143 

 4 

Zurücknahme regelmäßig zu überprüfen, damit sichergestellt ist, dass kein Vorbehalt mit 
dem Ziel und Zweck des betreffenden Vertrags unvereinbar ist;  

 c) alle Gesetze, Vorschriften, Politiken, Praktiken und Gebräuche, die Frauen dis-
kriminieren oder sich diskriminierend auf sie auswirken, zu überprüfen und gegebenenfalls 
zu überarbeiten, zu ändern oder abzuschaffen, und sicherzustellen, dass dort, wo mehrere 
Rechtsordnungen bestehen, deren Bestimmungen den internationalen Verpflichtungen, Zu-
sagen und Grundsätzen auf dem Gebiet der Menschenrechte, einschließlich des Grundsatzes 
der Nichtdiskriminierung, entsprechen;  

 d) die Führungsrolle bei der Beendigung aller Formen der Gewalt gegen Frauen 
wahrzunehmen und die diesbezügliche Lobbyarbeit zu unterstützen, die auf allen Ebenen, 
einschließlich der lokalen, nationalen, regionalen und internationalen Ebene, und in allen 
Sektoren, insbesondere durch führende Vertreter der Politik und der Gemeinwesen, sowie 
im öffentlichen und privaten Sektor, in den Medien und in der Zivilgesellschaft, unternom-
men wird;  

 e) Frauen, insbesondere arme Frauen, zu ermächtigen, unter anderem durch eine 
Sozial- und Wirtschaftspolitik, die ihren vollen und gleichberechtigten Zugang zu allen Stu-
fen einer hochwertigen Bildung und Ausbildung und zu erschwinglichen und ausreichenden 
öffentlichen und sozialen Diensten sowie ihre uneingeschränkten und gleichen Rechte auf 
Eigentum an Grund und Boden und sonstigem Vermögen gewährleistet, und durch weitere 
geeignete Maßnahmen gegen die zunehmende Obdachlosigkeit oder unzureichende Wohn-
raumversorgung von Frauen vorzugehen, um ihre Bedrohung durch Gewalt zu verringern;  

 f) positive Maßnahmen zu ergreifen, um die strukturellen Ursachen der Gewalt 
gegen Frauen anzugehen und die Anstrengungen zur Verhinderung diskriminierender Prak-
tiken und gesellschaftlicher Normen zu verstärken, namentlich im Hinblick auf Frauen, de-
nen in der Politik zur Bekämpfung von Gewalt besondere Aufmerksamkeit gewidmet wer-
den muss, wie etwa Frauen, die Minderheitsgruppen angehören, einschließlich Minderhei-
ten auf Grund der Staatsangehörigkeit, der ethnischen Zugehörigkeit, der Religion oder der 
Sprache, indigene Frauen, Migrantinnen, staatenlose Frauen, Frauen, die in unterentwickel-
ten, ländlichen oder abgelegenen Gemeinschaften leben, obdachlose Frauen, in Anstalten 
untergebrachte oder inhaftierte Frauen, Frauen mit Behinderungen, ältere Frauen, Witwen 
und Frauen, die sonstigen Diskriminierungen ausgesetzt sind; 

 g) sicherzustellen, dass zur Beseitigung aller Formen der Gewalt gegen Frauen 
vielfältige Strategien entwickelt werden, bei denen die Überschneidung des Faktors Ge-
schlecht mit anderen Faktoren berücksichtigt wird;  

 h) die nötige Sorgfalt walten zu lassen, um alle Gewalthandlungen gegen Frauen 
zu verhindern, namentlich durch die Erhöhung der Sicherheit im öffentlichen Raum;  

 i) der Straflosigkeit für Gewalt gegen Frauen ein Ende zu setzen, indem alle Täter 
strafrechtlich verfolgt und bestraft werden, indem Frauen der gleiche Schutz durch das Ge-
setz und der gleiche Zugang zur Justiz gewährt wird und indem Einstellungen, die Gewalt 
begünstigen, rechtfertigen oder zulassen, dem prüfenden Blick der Öffentlichkeit ausgesetzt 
und beseitigt werden;  

 j) die nationale Infrastruktur für Gesundheits- und Sozialdienste auszubauen, um 
die Maßnahmen zur Förderung des gleichberechtigten Zugangs der Frauen zum öffentlichen 
Gesundheitswesen zu verstärken und die gesundheitlichen Folgen der Gewalt gegen Frauen 
anzugehen, so auch durch die Gewährung von Unterstützung für die Opfer; 

 k) anzuerkennen, dass Geschlechterungleichheit und alle Formen der Gewalt ge-
gen Frauen und Mädchen ihre Anfälligkeit für HIV/Aids erhöhen, und sicherzustellen, dass 



 A/RES/61/143 

 5

Frauen ihr Recht ausüben können, frei von Zwang, Diskriminierung und Gewalt über Ange-
legenheiten im Zusammenhang mit ihrer Sexualität, einschließlich der sexuellen und repro-
duktiven Gesundheit, Kontrolle zu haben und frei und verantwortungsbewusst über sie zu 
entscheiden, damit sie besser in der Lage sind, sich vor HIV-Infektionen zu schützen;  

 l) sicherzustellen, dass Männer und Frauen, Jungen und Mädchen Zugang zu Bil-
dungs- und Alphabetisierungsprogrammen haben und über Geschlechtergleichheit und 
Menschenrechte, insbesondere Frauenrechte, und über ihre Verantwortung zur Achtung der 
Rechte anderer aufgeklärt werden, indem unter anderem die Rechte der Frau in alle geeig-
neten Lehrpläne aufgenommen und geschlechtersensible Lehrmaterialien und Unterrichts-
methoden erarbeitet werden, insbesondere für die frühkindliche Erziehung;  

 m) Schulungsmöglichkeiten in Bezug auf die Gleichstellung der Geschlechter und 
die Rechte der Frau bereitzustellen, unter anderem für Gesundheitsfachkräfte, Lehrer, Straf-
verfolgungs- und Militärpersonal, Sozialarbeiter, Richter, führende Vertreter der Gemeinwe-
sen und die Medien, und entsprechende Kapazitäten aufzubauen;  

 n) Sensibilisierungs- und Informationskampagnen über die Rechte der Frau und 
die Verantwortung eines jeden für die Achtung dieser Rechte zu fördern, namentlich in länd-
lichen Gebieten, und Männer und Jungen dazu zu ermutigen, Gewalt gegen Frauen nach-
drücklich zu verurteilen; 

 o) Frauen und Mädchen in Situationen bewaffneter Konflikte, Postkonflikt-, 
Flüchtlings- und Binnenvertriebenensituationen zu schützen, in denen Frauen einem erhöh-
ten Risiko ausgesetzt sind, Zielscheibe von Gewalt zu werden, und ihre Fähigkeit, Wieder-
gutmachung zu verlangen und zu erhalten, häufig eingeschränkt ist, eingedenk dessen, dass 
Frieden unauflöslich mit der Gleichheit von Frau und Mann und der Entwicklung verknüpft 
ist, dass bewaffnete und andere Konflikte, Terrorismus und Geiselnahme in vielen Teilen 
der Welt nach wie vor verbreitet sind und dass Aggression, fremde Besetzung und ethnische 
und andere Konflikte für Frauen und Männer in nahezu allen Regionen nach wie vor eine 
Realität sind, Anstrengungen zu unternehmen, um die Straflosigkeit für jegliche ge-
schlechtsbezogene Gewalt in Situationen bewaffneter Konflikte zu beseitigen, eingedenk 
der einschlägigen Resolutionen der Generalversammlung und der Resolution 1325 (2000) 
des Sicherheitsrats über Frauen und Frieden und Sicherheit, und im Einklang mit ihren Ver-
pflichtungen nach dem Abkommen von 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge11 und 
dem dazugehörigen Protokoll von 196712, den internationalen Menschenrechtsnormen, den 
einschlägigen Schlussfolgerungen des Exekutivausschusses des Programms des Hohen 
Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen und den Resolutionen der Generalversamm-
lung einen geschlechtersensiblen Ansatz bei der Behandlung von Anträgen auf Asylgewäh-
rung und Zuerkennung des Flüchtlingsstatus zu verfolgen;  

 p) eine Gleichstellungsperspektive in die nationalen Aktionspläne zu integrieren 
und konkrete nationale Aktionspläne zur Beseitigung der Gewalt gegen Frauen aufzustellen 
beziehungsweise zu stärken, die mit den erforderlichen personellen, finanziellen und techni-
schen Ressourcen unterstützt und gegebenenfalls mit termingebundenen, messbaren Ziel-
vorgaben verbunden werden, um den Schutz der Frauen vor jeder Form von Gewalt zu för-
dern, und die bestehenden nationalen Aktionspläne, die von den Regierungen regelmäßig 
überwacht und aktualisiert werden, beschleunigt umzusetzen, unter Berücksichtigung der 

_______________ 
11 Ebd., Vol. 189, Nr. 2545. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1953 II S. 559; LGBl. 1956 Nr. 15; öBGBl. 
Nr. 55/1955; AS 1955 443. 
12 Ebd., Vol. 606, Nr. 8791. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1969 II S. 1293; LGBl. 1986 Nr. 75; öBGBl. 
Nr. 78/1974; AS 1968 1189. 
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Beiträge aus der Zivilgesellschaft, insbesondere von Frauenorganisationen und -netzwerken 
und anderen Interessenträgern;  

 q) ausreichende Ressourcen bereitzustellen, um die Ermächtigung der Frau und die 
Gleichstellung der Geschlechter zu fördern und alle Arten und Erscheinungsformen der 
Gewalt gegen Frauen zu verhüten und zu beseitigen;  

 9. fordert die internationale Gemeinschaft, einschließlich des Systems der Verein-
ten Nationen und gegebenenfalls der regionalen und subregionalen Organisationen, auf, die 
Anstrengungen der einzelnen Länder zur Förderung der Ermächtigung der Frau und der 
Gleichstellung der Geschlechter zu unterstützen und so auch ihre Anstrengungen zur Besei-
tigung der Gewalt gegen Frauen und Mädchen zu stärken, namentlich indem sie die Länder 
auf Antrag und unter Berücksichtigung der jeweiligen nationalen Prioritäten bei der Erarbei-
tung und Umsetzung nationaler Aktionspläne zur Beseitigung der Gewalt gegen Frauen und 
Mädchen unterstützt, unter anderem durch öffentliche Entwicklungshilfe und andere geeig-
nete Hilfe, wie etwa die Erleichterung der Weitergabe von Leitlinien, Methoden und be-
währten Praktiken; 

 10. fordert die Staaten nachdrücklich auf, Geschlechterperspektiven in die umfas-
senden nationalen Entwicklungspläne und Armutsbekämpfungsstrategien, mit denen sie so-
ziale, strukturelle und makroökonomische Probleme angehen, zu integrieren und sicherzu-
stellen, dass diese Strategien der Gewalt gegen Frauen und Mädchen entgegenwirken, und 
fordert die Fonds und Programme der Vereinten Nationen und die Sonderorganisationen 
nachdrücklich auf und bittet die Bretton-Woods-Institutionen, die diesbezüglichen nationa-
len Bemühungen zu unterstützen; 

 11. fordert die Staaten außerdem nachdrücklich auf, die systematische Erhebung 
und Analyse von Daten über Gewalt gegen Frauen zu gewährleisten, so auch unter Beteili-
gung der nationalen Statistikämter und gegebenenfalls in Partnerschaft mit anderen Akteu-
ren, unter Verweis auf die von der Weltgesundheitsorganisation in zahlreichen Ländern 
durchgeführte Studie über die Gesundheit von Frauen und häusliche Gewalt gegen Frauen 
und auf die darin enthaltene Empfehlung, Datenerhebungssysteme zur Überwachung der 
Gewalt gegen Frauen einzurichten und die bestehenden Kapazitäten entsprechend zu erhö-
hen;  

 12. fordert die Organe, Einrichtungen, Fonds und Programme der Vereinten Natio-
nen und die Sonderorganisationen nachdrücklich auf und bittet die Bretton-Woods-Institu-
tionen, im Einklang mit ihrem jeweiligen Mandat die Länder auf Antrag und im Rahmen 
der vorhandenen Mittel bei der Stärkung der nationalen Kapazitäten und ihren Maßnahmen 
zur Erhebung, Verarbeitung und Verbreitung von Daten, einschließlich nach Geschlecht, Al-
ter und anderen sachdienlichen Informationen aufgeschlüsselter Daten, zu unterstützen, da-
mit diese für die Gesetzgebung, die Politikentwicklung und die Programmgestaltung und im 
Rahmen der nationalen Aktionspläne gegen alle Formen der Gewalt gegen Frauen genutzt 
werden können; 

 13. nimmt Kenntnis von den Tätigkeiten zur Beseitigung aller Formen der Gewalt 
gegen Frauen, die von den zuständigen Organen, Einrichtungen, Fonds und Programmen 
der Vereinten Nationen und den zuständigen Sonderorganisationen, einschließlich derjeni-
gen, die mit der Förderung der Gleichstellung der Geschlechter und der Rechte der Frau be-
fasst sind, durchgeführt werden, und fordert sie nachdrücklich auf und bittet die Bretton-
Woods-Institutionen,  

 a) auf systematischere, umfassendere und nachhaltigere Weise ihre Anstrengungen 
zur Beseitigung aller Formen der Gewalt gegen Frauen und Mädchen zu koordinieren und 
zu verstärken, unter anderem über das Interinstitutionelle Netzwerk für Frauen- und Gleich-



 A/RES/61/143 

 7

stellungsfragen, das von der neu eingesetzten Arbeitsgruppe über Gewalt gegen Frauen un-
terstützt wird, und in enger Zusammenarbeit mit den in Betracht kommenden Teilen der Zi-
vilgesellschaft, einschließlich der nichtstaatlichen Organisationen;  

 b) auf systematischere, umfassendere und nachhaltigere Weise die Hilfe zu koordi-
nieren, die sie den Staaten bei ihren Anstrengungen zur Beseitigung aller Formen der Ge-
walt gegen Frauen gewähren, namentlich zur Erarbeitung beziehungsweise Umsetzung na-
tionaler Aktionspläne und gegebenenfalls nationaler Entwicklungspläne, einschließlich Ar-
mutsbekämpfungsstrategien, wo vorhanden, sowie für programmgestützte und sektorweite 
Ansätze, in enger Zusammenarbeit mit den in Betracht kommenden Teilen der Zivilgesell-
schaft, einschließlich der nichtstaatlichen Organisationen; 

 14. fordert das Interinstitutionelle Netzwerk für Frauen- und Gleichstellungsfragen 
auf, zu prüfen, wie die Wirksamkeit des Treuhandfonds der Vereinten Nationen zur Unter-
stützung von Maßnahmen zur Beseitigung der Gewalt gegen Frauen als systemweiter Fi-
nanzierungsmechanismus für die Verhütung und Beseitigung aller Formen der Gewalt ge-
gen Frauen und Mädchen erhöht werden kann; 

 15. legt den Staaten eindringlich nahe, ihre freiwillige finanzielle Unterstützung für 
Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Verhütung und Beseitigung aller Formen der Gewalt 
gegen Frauen, der Ermächtigung der Frau und der Gleichstellung der Geschlechter, die von 
den Sonderorganisationen und den Fonds und Programmen der Vereinten Nationen, nament-
lich dem Treuhandfonds der Vereinten Nationen zur Unterstützung von Maßnahmen zur Be-
seitigung der Gewalt gegen Frauen, durchgeführt werden, erheblich aufzustocken;  

 16. betont, dass innerhalb des Systems der Vereinten Nationen für die Organe, Son-
derorganisationen, Fonds und Programme, die für die Förderung der Gleichstellung der Ge-
schlechter und der Rechte der Frau verantwortlich sind, sowie für die im gesamten System 
unternommenen Anstrengungen zur Beseitigung der Gewalt gegen Frauen und Mädchen 
ausreichende Ressourcen zur Verfügung gestellt werden sollen; 

 17. bittet den Wirtschafts- und Sozialrat und seine Fachkommissionen, die Kom-
mission für Friedenskonsolidierung, den Menschenrechtsrat und andere zuständige Organe 
der Vereinten Nationen, bis 2008 im Rahmen ihres jeweiligen Mandats die Frage der Ge-
walt gegen Frauen in allen ihren Arten und Erscheinungsformen zu erörtern, eingedenk der 
Empfehlungen in dem Bericht des Generalsekretärs über die eingehende Studie über alle 
Formen der Gewalt gegen Frauen9, für die Behandlung dieser Frage im Rahmen ihrer künf-
tigen Maßnahmen und Arbeitsprogramme Prioritäten festzulegen und das Ergebnis dieser 
Erörterungen dem Generalsekretär zu übermitteln, damit er es in seinen Jahresbericht an die 
Generalversammlung aufnehmen kann; 

 18. ersucht die Statistische Kommission, im Benehmen mit der Kommission für die 
Rechtsstellung der Frau und auf der Grundlage der Arbeit der Sonderberichterstatterin über 
Gewalt gegen Frauen, deren Ursachen und deren Folgen einen Katalog möglicher Indikato-
ren auszuarbeiten und vorzuschlagen, die den Staaten bei der Bewertung des Ausmaßes, der 
Verbreitung und der Häufigkeit von Gewalt gegen Frauen behilflich sein können; 

 19. ersucht den Generalsekretär, eine koordinierte Datenbank einzurichten, zu der 
die Staaten, insbesondere die nationalen Statistikämter, gegebenenfalls auch über die zu-
ständigen Einrichtungen der Vereinten Nationen und andere in Betracht kommende regiona-
le zwischenstaatliche Organisationen, nach Geschlecht, Alter und anderen sachdienlichen 
Informationen aufgeschlüsselte Daten über das Ausmaß, die Art und die Folgen aller For-
men der Gewalt gegen Frauen und über die Auswirkungen und die Wirksamkeit von Politi-
ken und Programmen zur Bekämpfung dieser Gewalt, einschließlich bewährter Praktiken, 
beitragen; 
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 20. ersucht den Generalsekretär außerdem, der Generalversammlung einen jährli-
chen Bericht über die Durchführung dieser Resolution vorzulegen, in dem die Frage der 
Gewalt gegen Frauen behandelt wird, und ersucht darum, dass dieser Bericht 

 a) auf der zweiundsechzigsten Tagung der Generalversammlung Informationen 
seitens der Organe, Fonds und Programme der Vereinten Nationen und der Sonderorganisa-
tionen über ihre Folgetätigkeiten zur Durchführung der Resolution enthält;  

 b) auf der dreiundsechzigsten Tagung der Generalversammlung Informationen sei-
tens der Staaten über ihre Folgetätigkeiten zur Durchführung der Resolution enthält; 

 21. beschließt, ihre Behandlung dieser Frage auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung 
unter dem Punkt „Förderung der Frau“ fortzusetzen. 

81. Plenarsitzung 
19. Dezember 2006 


